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Diskriminierung

Darunter sind mehr als 70 Angriffe auf 
religiöse Einrichtungen wie Moscheen. 
Die Jahresbilanz zeigt: Antimuslimischer 
Rassismus ist keine Randerscheinung. Er 
reicht von der Straße bis ins Klassenzim-
mer, vom Wartezimmer bis ins Rathaus. 
Er wirkt in Behörden, am Wohnungs-
markt, in Kommentarspalten – und er 
wird brutaler. 

Insgesamt wurden mehr schwere Über-
griffe in Form von Körperverletzungen 
(198) und Tötungsdelikten (2) erfasst. 
Ein großer Teil der dokumentierten Vor-
fälle trifft vor allem Frauen* und findet im 
öffentlichen Raum sowie im Bildungsbe-
reich statt. Insgesamt ist von einer gra-
vierenden Dunkelziffer antimuslimischer 
Vorfälle auszugehen.

Die im Lagebild dokumentierten Vor-
fälle reichen von Beleidigungen und kör-
perlichen Angriffen über Diskriminie-
rung bis hin zu Angriffen auf Moscheen. 
Rund 71 % der betroffenen Einzelperso-
nen waren Frauen*. Sichtbar muslimische 
Frauen* sind besonders häufig Ziel rassis-
tisch und sexistisch motivierter Gewalt. 
Auch Kinder werden verbal und körper-
lich angegriffen.

Besonders auffällig
Nach dem terroristischen Angriff der 
Hamas am 7. Oktober 2023 stieg die Zahl 
antimuslimischer Vorfälle stark an – par-
allel zu antisemitischen Vorfällen. Auch 
infolge des Anschlags auf den Weihnachts-
markt in Magdeburg am 20. Dezember 
2024 wurde im Raum Magdeburg eine 
Zunahme von antimuslimischen Übergrif-
fen und Bedrohungen verzeichnet. Medi-
ale und politische Debatten um Sicher-
heit, in denen der Islam vor allem als 
Gefahr und Muslim*innen als Sicherheits-
risiko thematisiert und unter General-

verdacht gestellt wurden, haben demzu-
folge konkrete, manifeste Folgen für die 
Sicherheit von muslimischen Menschen 
sowie Menschen, die so wahrgenommen 
werden.

Die Erkenntnisse des Lagebildes decken 
sich mit repräsentativen Studien zu anti-
muslimischen Einstellungen und Diskrimi-
nierungserfahrungen, mit der Statistik der 
politisch motivierten Kriminalität (PMK) 
für das Jahr 2024 sowie mit Auswertun-
gen von Beratungsstellen: 2024 wurden 
1.848 islamfeindliche Straftaten behörd-
lich erfasst – ein Anstieg um 26 % im Ver-
gleich zum Vorjahr (KPMD-PMK Statistik, 
2025, Fallzahlen 2024).

Auch das DIW mahnt:
Dr. Cihan Sinanoğlu, Leiter der Geschäfts-
stelle Rassismusmonitor (NaDiRa) am 
DeZIM-Institut: „Besonders muslimi-
sche Frauen sind häufig mehrfach betrof-
fen – 61 % der Befragten erleben subtile 
Ausgrenzung, 37 % institutionelle Diskri-
minierung oder strukturelle Benachteili-
gung. Wer Diskriminierung durch staatli-
che Institutionen wie Polizei oder Behör-
den erlebt, verliert das Vertrauen in sie – 
und damit in die demokratische Ordnung. 
Unter Muslim*innen ist das Vertrauen in 
politische Repräsentant*innen mittler-
weile so gering wie in keiner anderen der 
untersuchten Bevölkerungsgruppen. Ras-
sismus ist kein Randphänomen. Er gefähr-
det das gesellschaftliche Zusammenleben. 
Die politische Reaktion darauf darf nicht 
Relativierung oder Schweigen sein – sie 
muss klar, evidenzbasiert und solidarisch 
sein: gegen antimuslimischen Rassismus 
und für gleichberechtigte Teilhabe aller.“

Die Dunkelziffer antimuslimischer Vor-
fälle ist insgesamt hoch: Antimuslimischer 
Rassismus wird häufig nicht als solcher 

Enorme Steigerung antimuslimischer 
Übergriffe und Diskriminierungen 2024

Über 3.000 dokumentierte Vorfälle deutschlandweit 
– mehr als acht Fälle jeden Tag

CLAIM – Allianz gegen Islam- und 
Muslimfeindlichkeit

Die Zahl antimuslimischer 
Vorfälle, berichtet CLAIM, 
erreicht 2024 mit einem 
Anstieg um 60 Prozent 
im Vergleich zum Vorjahr 
(2023: 1.926) und durch-
schnittlich mehr als acht 
Fällen täglich (2023: fünf) 
einen neuen alarmieren-
den Höchststand. 
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erkannt. Viele Betroffene melden Vorfälle 
zudem nicht – aus Angst und Misstrauen 
gegenüber Behörden oder fehlendem 
Zugang zu Beratungsangeboten.

Weitere Informationen zur Jahresbilanz, 
zu den Handlungsempfehlungen sowie 
Hintergrundinformationen sind der Pub-
likation „Zivilgesellschaftliches Lagebild 
antimuslimischer Rassismus 2024“ zu ent-
nehmen. Das Lagebild ist in der Kurz- 
und Langversion mit den Lagen in den 
verschiedenen Bundesländern abrufbar 
unter: www.claim-allianz.de/aktuelles/
publikationen erhältlich.

In das Lagebild sind Fallzahlen von 26 

regionalen Melde- und Beratungsstellen 
aus 13 Bundesländern, bundesweite Mel-
dungen über das Meldeportal „I Report“, 
bundesweite Fallzahlen aus der Statistik 
zur politisch motivierten Kriminalität 2024 
sowie aus Pressemeldungen der Polizei 
und Vorfallsmeldungen aus Medienberich-
ten für das Jahr 2024 eingeflossen.

Zentrale Ergebnisse zivilge-
sellschaftliches Lagebild anti-
muslimischer Rassismus 2024:

•	 2024 erreicht die Zahl antimuslimi-
scher Vorfälle mit 3.080 dokumentier-
ten Fällen einen alarmierenden neuen 

Höchststand (2023: 1.926). Täglich 
ereigneten sich damit im Durchschnitt 
mehr als 8 antimuslimische Vorfälle 
(2023: 5 Fälle pro Tag).

•	 Betroffen waren Muslim*innen und 
Menschen, die als Muslim*innen gele-
sen werden, religiöse Einrichtungen 
und Orte wie Moscheen sowie musli-
misch markierte Orte wie Restaurants.

•	 Verbale Angriffe machen mit 1.558 
Vorfällen den größten Anteil der doku-
mentierten Fälle aus (55,60 %), gefolgt 
von 659 Diskriminierungen (23,52 %) 
sowie von 585 dokumentierten Fällen 
verletzenden Verhaltens (20,88 %). In 

278 Fällen liegt keine Angabe zur Art 
des Vorfalls vor.

•	 Insgesamt zeigt sich für 2024 eine 
Zunahme bei schweren Delikten in 
Form von Körperverletzungen und 
Tötungsdelikten und damit eine zuneh-
mende Enthemmung und Brutali-
tät. Insgesamt wurden 2 Tötungsde-
likte, 198 Körperverletzungen, dar-
unter 3 schwere Körperverletzungen/
versuchte Tötungen, 122 Sachbeschä-
digungen, 4 Brandstiftungen sowie 259 
sonstige Übergriffe, z. B. Raub oder 
Erpressung dokumentiert (2023: 182 
Körperverletzungen, davon 4 schwere 
Körperverletzungen/versuchte Tötun-

gen, 93 Sachbeschädigungen, 5 Brand-
stiftungen, 6 sonstige Übergriffe).

•	 968 dokumentierte Fälle richteten sich 
gegen Einzelpersonen. In 261 doku-
mentierten Fällen waren Gruppen und 
in 72 Fällen eine „religiöse Einrich-
tung/Ort“ betroffen – darunter sind 67 
Angriffe auf Moscheen. In 71 % der 
dokumentierten Fälle, in denen das 
Geschlecht vorliegt, waren Frauen* 
betroffen.

Forderungen:
Zur Bekämpfung von antimuslimischem 

Rassismus und zum Schutz Betroffe-
ner formuliert CLAIM im Lagebild insge-
samt 10 zentrale Handlungsempfehlun-
gen. Hierzu gehören: Mehr Schutz und 
Beratung für Betroffene, eine nachhal-
tige finanzielle Absicherung von zivilge-
sellschaftlicher Arbeit und ein neuer Nati-
onaler Aktionsplan gegen Rassismus, der 
antimuslimischen Rassismus endlich klar 
benennt und wirksam bekämpft.

CLAIM – Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlich-
keit – vereint und vernetzt über 50 muslimische und 
nichtmuslimische Akteure der Zivilgesellschaft und 
bildet eine breite gesellschaftliche Allianz gegen anti-
muslimischen Rassismus, Islam- und Muslimfeindlich-
keit. CLAIM wird unter anderem gefördert vom Bund. 
Kontakt & Informationen: www.claim-allianz.de.

Zahl antisemitischer 
Vorfälle stark gestiegen
Fast 24 antisemitische Vorfälle pro Tag – die 
Meldestelle RIAS verzeichnet für 2024 einen 
drastischen Anstieg im Vergleich zum Vorjahr. 
Der Antisemitismusbeauftragte Klein warnt 
mit Blick auf den Nahostkrieg vor kollektiven 
Schuldzuweisungen. 

Die Zahl antisemitisch motivierter Vorfälle in Deutschland 
ist 2024 erneut drastisch gestiegen. Der Bundesverband der 
Recherche- und Informationsstellen Antisemitismus (RIAS) 
dokumentierte im vergangenen Jahr 8.627 Vorfälle – ein 
Anstieg um fast 77 Prozent im Vergleich zum Vorjahr.

Statistisch bedeutet das: Täglich ereigneten sich fast 24 
antisemitische Vorfälle, 2023 waren es noch etwa 13 pro 
Tag. „Für Jüdinnen und Juden bleibt der Antisemitismus in 
Deutschland ein alltagsprägendes Phänomen“, heißt es in 
dem Bericht.  

Umstritten ist, dass 5.857 Vorfälle, die im Kontext eines 
„politisch-weltanschaulichen israelkritischen Aktivismus“ 
passiert sind, von RIAS sämtlich pauschal als antisemitisch 
gewertet werden.

Antisemitische Vorfälle mit rechtsextremem Hintergrund 
erreichten mit 544 dokumentierten Fällen den höchsten 
Stand seit Beginn des bundesweiten Vergleichs 2020.

Besonders besorgniserregend ist der Anstieg gewaltsamer 
Übergriffe: RIAS zählte acht Fälle extremer Gewalt, 186 
Angriffe und 300 Bedrohungen.

Mehr Informationen: 
https://www.report-antisemitism.de/annuals/ 

Schutz vor Antisemitismus und 
Rassismus bekommt Verfassungsrang

Schleswig-Holsteins will den Schutz vor Antisemitismus und 
Rassismus als Staatsziel in der Landesverfassung festschrei-
ben. In einem entsprechenden Gesetzentwurf (Drs. 20/3684 
v. 7.10.2025) heißt es: „Das Land tritt Antisemitismus und 
Rassismus sowie jeder anderen Form von gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit entgegen“.

Zum Gesetzentwurf: https://www.landtag.ltsh.de/infothek/
wahl20/drucks/03600/drucksache-20-03684.pdf 
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